
NEUBURG. Ältere und hilfsbedürfti-
ge Menschen in Neuburg können
sich wahrscheinlich schon bald auf
Hilfe von Mitbürgern freuen. Am
Dienstag soll ein neuer (Bürger)Ver-
ein aus der Taufe gehoben werden.
Dessen Ziel ist, alltägliche Dinge für
Menschen zu erledigen, die dazu
selbst nicht mehr in der Lage sind.

Gedacht ist zunächst an Einkaufen,
Begleitdienste, Bügeln, Gartenarbeit
und Bringdienste, weitere Ideen sind
willkommen. Ein Bus für Fahrten zur
Erledigung alltäglicher Gänge oder
als Zubringerdienst zu einem Mit-
tagstisch in der näheren Umgebung,
steht bereits zur Verfügung. Er muss
laut einer Mitteilung aus dem Neu-
burger Rathaus nur noch in das Ver-
einsvermögen überführt werden. Ini-
tiiert wurde der neue Verein von der
Gemeindeverwaltung und dem Ge-
meinderat und eine erste Info-Veran-
staltung am 14. April habe bereits re-
ges Interesse der Einwohnerschaft
gezeigt. Am Dienstag geht es nun da-
rum, den Verein förmlich zu grün-
den und mit einer Vorstandschaft zu
versehen. Mitglied werden kann im
Prinzip jeder, auch Menschen, die
sich (zunächst) nicht direkt an der Ar-
beit des Vereins beteiligen können.
Wichtig sei, möglichst viele Mitstrei-
ter zu finden.

INFO
— Termin: Gründung Bürgerverein, Diens-

tag, 19 Uhr, Bürgerhaus
— Infos: Sprechstunden im Rathaus (diens-

tags und donnerstags, 18 bis 19 Uhr,
Telefon 1226). (win)

WÖRTH. Zum zweiten Mal findet
am 11. und 12. September in der
Festhalle Wörth die Messe „Um-
welt Wörth“ statt – in diesem Jahr
mit freiem Eintritt.

Auf dieser Fachmesse können sich In-
teressierte bei rund 60 regionalen
Ausstellern kompetent und gezielt
aus erster Hand zu den Themen Ener-
gie und Bauen informieren, teilt die
Stadtverwaltung Wörth mit. Auf die
Besucher wartet zudem ein hochwer-
tiges Vortragsprogamm. „Gerade
weil es sich im Zeichen der Finanzkri-
se lohnt, in energiesparende Maß-
nahmen zu investieren, sollen so zu-
sätzliche Orientierungsmaßstäbe ge-
boten werden,“ argumentiert Julia
Bielefeld vom Veranstalter Mattfeldt
& Sänger Marketing und Messe AG.
Am 20. Mai bietet sie eine Infoveran-
staltung für Firmen an, die an der
Messe teilnehmen möchten.

INFO
— Am 20. Mai. 15 bis 16.30 Uhr, lädt Pro-

jektleiterin Bielefeld zu einer Informati-
onsveranstaltung ein.

— Rückmeldung wird unter Telefon 08334
98827-55, E-Mail bielefeld.julia@mes-
se.ag erbeten. (red)

HAGENBACH. Ein weiterer großer
Schritt zur Errichtung des künfti-
gen Seniorenzentrums ist zurückge-
legt: Der Bauhof hat seine neue Hal-
le im Industriegebiet bezogen. Da-
mit steht seine alte Bleibe am Kul-
turzentrum leer. Nächste Woche
soll sie abgerissen werden, sagte
Stadtbürgermeister Franz Xaver
Scherrer (CDU) in der jüngsten
Stadtratssitzung.

Das neben dem alten Bauhof stehen-
de ehemalige Wohnhaus wurde in
den letzten Tagen abgerissen. Zur
Verlegung von Wasser- und Abwas-
seranschluss sei in der Straße „Am
Stadtrand“ eine Sperrung notwen-
dig, so Scherrer.

Die Stadt hatte das alte Bauhof-
Grundstück zu Jahresbeginn einem
Architekten aus Heilbronn verkauft,
der auf dem 2200 Quadratmeter gro-
ßen Areal das neue Seniorenheim
„Schlossgärten“ bauen will. Es soll
65 Pflegeplätze in fünf Wohngrup-
pen bereitstellen und vom Arbeiter-
Samariter-Bund betrieben werden
(wir berichteten mehrfach).

„Wir liegen voll im Zeitplan“, sag-
te Scherrer. Im August, spätestens
aber im September, wolle der Inves-
tor mit dem Bau des Heims begin-
nen. „Wir sind unserer Pflicht schon
nachgekommen“, so der Bürgermeis-
ter. „Jetzt ist der Investor dran.“ Die-
ser hatte zu Jahresbeginn als geplan-
ten Eröffnungstermin den Oktober
2011 genannt. (hcs)

Franzosen würden von einem „Fait
accompli“ sprechen: Vollendete Tat-
sachen, die am Neupotzer Setzfeld-
see geschaffen wurden. Der Forst
hat inzwischen auf dem Gelände
Bäumchen gepflanzt und einen
Streifen von rund 220 Metern als
Badestrand übrig gelassen. Deutli-
che Kritik gab es von der SPD und
der Wählergruppe Gehrlein (WGG)
an Vorgehen und Ergebnis.

Zwei Sachen waren nach der letzten
Gemeinderatssitzung praktisch
gleichzeitig passiert. Nachdem der
Rat die Änderung des vorgesehenen
Bebauungsplans beschlossen hatte
(das Klohäuschen wurde aus der Pla-
nung genommen), gab die Kreisver-
waltung die Pläne zurück mit dem
Vermerk, dass ohne Bebauung kein
Bebauungsplan notwendig sei. Um-
gehend begann der Forst mit dem
Pflanzen von Setzlingen, um das Ge-
lände aufzuforsten.

„Wir wollten extra Beschattung ha-
ben“, kritisierte Gisela Vorpahl
(SPD), „Das sind jetzt so mickrige
Pflanzen, das erlebe ich wahrschein-
lich nicht mehr, dass die Schatten
werfen.“ Auch Stefan Gehrlein
(WGG) zeigte sich entrüstet. Mit ei-
nem vorgeblichen Lob verpackte er
seine Kritik: „Eine Odyssee endet,
die zum Vorteil für die Bürger hätte
sein können.“ Aber: Es sei nicht in
Ordnung, dass vom Forst gepflanzt
worden sei, ohne einen Beschluss
des Rates. Er sei entsetzt gewesen,
als er das Ergebnis gesehen habe.
„Wie stark wir uns eingebracht ha-
ben! Und jetzt pflanzt irgendje-
mand. Das ist für uns eine absolute
Farce.“ Insbesondere sei es ärgerlich,
dass die Gemeinde 10.000 Euro für
einen Planer ausgegeben habe. „Was
haben wir davon? Nichts! Die Pla-
nung versenken wir im Baggersee“,
zürnte Gehrlein. Ausdrücklich distan-
ziere sich seine Fraktion vom Ergeb-

nis. Die angedachte Bürgerbeteili-
gung mit den Vereinen gebe es auch
nicht. „Es stimmt, wir haben Geld
ausgegeben. Aber so sind wir jetzt of-
fen für eine neue, bessere Planung“,
antwortete der Beigeordnete Ger-
fried Sand und fügte an Gehrlein ge-
wandt hinzu, er bitte auch weiter
um dessen Mitarbeit. Manfred Anto-
ni (CDU) ergänzte: „Es ändert sich
am Konzept gar nichts.“ Es gebe eine

Vision, eine Idee für ein Erholungsge-
biet. Markus Nuber (SPD): „Es gibt
eine Vision, aber davon weiß noch
niemand was.“ Man sehe ja noch
nicht mal, dass etwas gepflanzt wur-
de. Dem widersprach Gerfried Sand.
Die Kritik habe er kommen sehen,
deshalb seien alle Bäumchen rot mar-
kiert. „Das müsste ja deine Lieblings-
farbe sein, Markus“, sagt er zum
SPD-Fraktionsvorsitzenden (lsb)

Die im Ortskern liegende Ludwig-
straße wurde in den letzten Jahren
schrittweise ausgebaut. Die Arbei-
ten sind beendet. Eine Altlast ist
aber geblieben: Teilweise liegen
Straße und Gehweg auf Grundstü-
cken von Bürgern, teilweise Privat-
häuser auf städtischem Boden. Der
Stadtrat hat am Donnerstag grund-
sätzlich einer Bereinigung zuge-
stimmt.

Das Gremium ermächtige Stadtbür-
germeister Franz Xaver Scherrer
(CDU), in einer Anwohnerversamm-
lung die weitere Vorgehensweise
den Betroffenen zu erläutern. Eine

nach Abschluss der Ausbauarbeiten
durchgeführte Vermessung hatte er-
geben, dass von einer „geordneten
grundbuchrechtlichen Darstellung
der Besitz- und Eigentumsverhältnis-
se" 30 Anwohner betroffen wären.
Bei ihnen geht es um Flächen zwi-
schen 0,1 bis 395 Quadratmetern.
Die Stadt müsste insgesamt 540 Qua-
dratmeter ankaufen und 212 Qua-
dratmeter verkaufen.

Wie Scherrer erläuterte, sind die
festgestellten Flächendifferenzen
auf Zeiten zurückzuführen, als „die
Grundstücksgrenzen so noch nicht
vorhanden waren." Von der Sache be-
troffen seien etwa Parkplätze in der

Ludwigstraße, der Pfarrgarten und
der alte Stadtgraben. Laut Scherrer
winken Zuschüsse aus dem Städte-
bauförderprogramm. Ob es wirklich
zu der anvisierten Flächenbereini-
gung kommt, sei aber nicht sicher.

Abgelehnt hat der Stadtrat einen
Antrag des Arbeitergesangvereins
auf kostenlose Überlassung des Kul-
turzentrums für ein „internationales
Begegnungskonzert" am 22. Septem-
ber. Ein 44-köpfiger Kinderchor aus
Südafrika soll dort auftreten. Weil
Verköstigung und Geschenke für die
Gäste allein durch die Eintrittsgelder
nicht finanziert werden könnten, bat
der Verein die Stadt um Hilfe. Eine

kostenlose Überlassung des Kultur-
zentrums würde „Nachfolgeeffekte"
mit sich bringen, sagte Scherrer mit
Blick auf ähnliche Wünsche anderer
Vereine. Seinem Alternativvorschlag
auf Bezuschussung der Veranstal-
tung mit 250 Euro stimmte der Rat
einstimmig zu.

Ebenfalls einstimmig zugestimmt
hat der Rat einer vom Gemeinde-
und Städtebund Rheinland-Pfalz ver-
fassten Resolution zum Thema Kom-
munalfinanzen. Sie solle den Land-
tags- und Bundestagsabgeordneten
des Wahlkreises sowie Ministerpräsi-
dent Kurt Beck zugesandt werden.
„Bund und Land haben in den letzten

Jahren immer mehr Aufgaben auf die
kommunale Ebene übertragen, ohne
sich um die Finanzierung zu küm-
mern", heißt es zu Beginn des dreisei-
tigen Papiers. Der Bund weigere sich
aber, den Kommunen den entstehen-
den Mehraufwand auszugleichen.
Diese fordern nun „eine angemesse-
ne kommunale Finanzausstattung".

Martin Gröschel (SPD) merkte
dazu an, dass in den letzten Jahren
500.000 Euro an Landeszuschüssen
nach Hagenbach gegangen seien:
„Statt Resolutionen zu verabschie-
den sollten wir vielleicht selbst
schauen, wie wir unsere Ausgaben
senken." (hcs)

Ihr Arbeitsplatz ist ein mehr als fünf
Fußballfelder großer Lager-komplex,
in der die „Zufall logistics group“ die
Distribution und die Logistik für den
Geschäftsbereich „Automative After-
market" ihres Kunden Bosch be-
treibt. Auf der rund 35.000 Quadrat-
meter großen Lager- und Logistikflä-
che der Halle ist Platz für 44.000 Eu-
ropaletten-Stellplätze und 59.000
Fachbodenplätze.

Die Bosch-Teile werden täglich
von rund 30 LKWs angeliefert. 50
LKWs holen dagegen die zur Ausliefe-
rung zusammengestellten Waren ab
und bringen sie zu den Empfängern.
Dabei werden neben den Bosch-Er-
satzteillagern rund um den Globus
auch die vielen freien Werkstätten
von Kandel aus mit Ersatzteilen ver-
sorgt. Bearbeitet und weltweit ver-
schickt werden so jeden Tag rund
2000 verschiedene Positionen, und
das mit einer Liefererfüllung von
99,9 Prozent. Das bedeutet, dass alle
eingehenden Teile innerhalb von 24
Stunden abrufbereit sein müssen.
Und das, obwohl ja auch noch Lager-
eingangs- und Qualitätsprüfungen
vorzunehmen sowie die jeweiligen
Lieferungen zusammengestellt, ver-
packt und einer Endkontrolle unter-
zogen werden müssen.

Um dies alles optimal bewerkstelli-
gen zu können, hat die Zufall Logis-
tics Group rund 3 Millionen Euro in

die Ausstattung des Logistikzen-
trums investiert. Neben diesen tech-
nischen Voraussetzungen sorgen Zer-
tifizierungen der Arbeitsabläufe
nach DIN und ISO für optimale Ar-
beitsabläufe. Eine ganz wichtige Vo-
raussetzung für das gute Gelingen ist
auch das gute Fachpersonal, das, so
der Niederlassungsleiter Rainer
Schlothauer, „ausnahmslos vor Ort
gesucht und gefunden und schon Mo-
nate vor Beginn der Geschäftstätig-

keit des Logistik Centers intensiv ge-
schult wurde“. „Hier stimmt ganz
einfach die Chemie", so Schlothauer
über seine Mitarbeiter.

Für Kandel entschieden hatte sich
die Zufall-Gruppe, weil zum einen
die Vorgabe „35 Kilometer im Um-
kreis von Karlsruhe" erfüllt wurde.
Als zweites sprach die gute Infra-
struktur mit der nahen Anbindung
an die A 65 für den Standort. Hinzu
kam noch die hervorragende Zusam-

menarbeit mit der Stadtverwaltung
und der Arbeitsagentur.

Als dann die Entscheidung gefal-
len war, ging alles sehr schnell. Vom
Beginn der Planierungsarbeiten am
Bauplatz am 22. Oktober 2008 bis
zur Arbeitsaufnahme im fertigen Ge-
bäude am 15. April 2009 ging noch
nicht einmal ein halbes Jahr ins
Land.

Auch die künftige Entwicklung
sieht Schlothauer recht gut, zumal

Bosch „die extrem hohe Prozessquali-
tät verbunden mit einer überzeugen-
den Kostenstruktur" zu würdigen
weiß. Man will sich jedoch, so Schlot-
hauer abschließend, auch noch um
weitere Kunden bemühen, zumal
10.000 Quadratmeter Lagerfläche so-
fort genutzt und weitere 20.000 in-
nerhalb von 6 Monaten für Logistik-
kunden bereit gestellt werden kön-
nen. "Der Standort Kandel ist also ge-
sichert." (wm)

Bis der kleine Setzling Schatten spendet, werden noch etliche Jahre ver-
gehen. Damit man die gepflanzten Bäumchen auch erkennt, wurden sie
mit roter Farbe angesprüht.  FOTO: VAN

Die dunklen Wolken am Horizont sind nicht symbolisch für die Situation des Logistikcenters in Kandel. FOTO: VAN

Kandel: Das Logistikcenter der Zufall-Gruppe im Gewerbegebiet Horst hat sich innerhalb eines Jahres
zu einem größten Arbeitgeber Kandels entwickelt. Wo früher freies Feld war, arbeiten heute 100
Mitarbeiter. 80 von ihnen haben einen unbefristeten Arbeitsvertrag, 20 sind Leiharbeiter.

WINDEN. Eine Grabplatte muss den
Vorgaben der Friedhofssatzung ent-
sprechen – auch wenn sie deshalb
nachträglich gekürzt werden muss.
Dies hatte der Kreisrechtsaus-
schuss 2009 entschieden. Die Ange-
hörige sah darin eine Störung der
Totenruhe ihrer Pflegemutter und
zog vor das Verwaltungsgericht.

Ein Friedhof ist ein Ort der Stille und
der Ruhe. Aber auch eine kommuna-
le Einrichtung mit einer Satzung. In
Winden besagt sie, dass Platten die
Gräber nicht komplett bedecken dür-
fen. Dabei geht es vor allem um den
Verwesungsprozess, aber auch um
die Optik.

Im Juni 2004 ließ Frau P. aus Her-
gersweiler ihre Pflegemutter in Win-
den bestatten. Ein Notenschlüssel
und eine Geige zieren das Grab, zahl-
reiche Blumen stehen darauf. Doch
die Grabplatte war durchgehend –
und das widersprach der Friedhofs-
satzung, die erst im Dezember 2003
geändert worden war.

Die Gemeinde forderte Frau P. des-
halb auf, die Platte umzugestalten
und setzte eine Frist. Doch die Betrof-
fene empfand die Vorstellung, das
Grab wieder öffnen zu lassen, als pie-
tätlos. Auch sei eine Grabplatte der
letzte Wunsch ihrer Pflegemutter ge-
wesen, sagte sie im Sommer 2009.
Da sich beide Seiten nicht einigen
konnten, war das Thema vor dem
Rechtsausschuss des Kreises gelan-
det.

Die Kosten für die Platten-Verkür-
zung seien zumutbar, hieß es von
der Verbandsgemeindeverwaltung
Kandel. Außerdem dürfe es keine
Ausnahmegenehmigung geben –
schließlich war die neue Regelung
schon einige Monate in Kraft, der aus-

führende Steinmetz hätte dies zu-
dem wissen müssen. Das Fazit: Die
Platte muss gekürzt werden.

Frau P. kündigt an, das Grab gege-
benenfalls nach Hergersweiler um-
betten zu lassen. Bislang hat der Ort
allerdings keinen eigenen Friedhof,
sondern kooperiert mit Winden. Sie
war dann vor das Verwaltungsge-
richt Neustadt gezogen. Dies schloss
sich Mitte Januar der Entscheidung
des Kreisrechtsausschusses an.

Die Satzung entspreche der Mus-
tersatzung des Städte- und Gemein-
debundes, so Regierungsrätin Kirs-
ten Roos von der Kreisverwaltung.
Tatsächlich sei der Boden auf dem
Windener Friedhof so beschaffen,
dass für Luftdurchlässigkeit gesorgt
werden müsse. Nur so könnten Sär-
ge und Leichen innerhalb von 20 Jah-
ren verrotten. An Satzung und Ver-
halten der Verbandsgemeinde gebe
es sachlich nichts zu kritisieren, er-
klärt Roos.

Die Verwaltung habe länger da-
rauf gewartet, dass die Klägerin von
sich aus handele. Dass dabei Zeit ver-
strichen sei, habe aber keine rechtli-
che Relevanz, so Roos. Auch sei der
erwartete finanzielle Aufwand zu-
mutbar. Das Gericht sah auch nicht,
dass durch das Abschneiden der
Grabplatte die Totenruhe gestört
wird.

Daraufhin hatte die Verbandsge-
meindeverwaltung Kandel die Kläge-
rin noch einmal angeschrieben. In-
zwischen fand die Angelegenheit ein
versöhnliches Ende, sagte Ordnungs-
amtsleiter Christian Hengen auf An-
frage der RHEINPFALZ: Die Klägerin
habe die Grabplatte inzwischen ver-
kürzen lassen, so dass sie jetzt den
Anforderungen der Friedhofssatzung
genügt. (tnc)

Privathäuser stehen teilweise auf städtischem Boden
HAGENBACH: Vermessung offenbart Flächendifferenzen – Kulturzentrum wird nicht kostenlos überlassen

Bürgerverein:
Gründung für
Dienstag geplant

Täglich 2000 Ersatzteil-Sätze verschicken

Auch die letzte Ruhe
ist klar geregelt
NACHGEHAKT: Angehörige muss Grabplatte kürzen

Umweltmesse:
Info-Veranstaltung
für Firmen

50 LKW bringen jeden Tag die
Sendungen zu Ersatzteillagern
und Werkstätten.

Bauhof:
Auf Umzug soll
bald Abriss folgen

Planung „im Baggersee versenkt“
NEUPOTZ: Bäumchen am Ufer gepflanzt und zur Kenntlichkeit rot markiert
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